Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drucksache 1491 


Mündlidier Beridit 

des Ausschusses nach Artikel 77 des Grundgesetzes 
(V ermittlungsausschuß) 

zu dem Gesetz zum Schutz deutschen Kulturgutes gegen 

Abwanderung 

- Drucksachen 76, 1373, 1446 - 


Berichterstatter ; 

Senator Dr. Klein 


Antrag des Ausschusses: 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Das vom Deutschen Bundestag in seiner 83, Sitzung am 26. Mai 1955 
beschlossene Gesetz zum Schutz deutschen Kulturgutes gegen Ab- 
wanderung - Drucksachen 76, 1373 - wird nach Maßgabe der in 
der Anlage zusammengefaßten Beschlüsse geändert. 

Gemäß § 10 Abs. 3 Satz 1 seiner Geschäftsordnung hat der Ver- 
mittlungsausschuß beschlossen, daf^ im Deutschen Bundestag eine 
gemeinsame Abstimmung über die Änderungen nicht erforderlich ist. 


Bonn, den 23. Juni 1955 


Der Vermittlungsausschuß 

Kiesinger Dr. Klein 

Vorsitzender Berichterstatter 


Druck; Budidruckerel Peter Meier, Bulsdorf/Siegburg 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, Rheinallee 20 
Telefon 3551 



Anlage 


Änderungen 

des Gesetzes zum Schutz deutschen Kulturgutes gegen Abwanderung 


1. § 5 Abs. 2 Satz 3 

In § 5 Abs. 2 Satz 3 werden die Worte 
„ein weiterer Sachverständiger” ersetzt 
durch die ^orte „zwei weitere Sachver- 
ständige”. 

2 . § 8 

§ 8 wird wie folgt neu gefaßt : 

» § 8 

Wird die Genehmigung zur Ausfuhr 
rechtskräftig versagt und ist der Eigentümer 
des geschützten Kulturgutes infolge einer 
wirtschaftlichen Notlage zum Verkauf ge- 
zwungen, so hat die oberste Landesbehördc 
des Landes, in dem sich das Kulturgut be- 
findet, im Benehmen mit dem Bundes- 


minister des Innern auf einen billigen Aus- 
gleich unter Berücksichtigung der dem 
§ 1 Abs. 3 entsprechenden Steuervorteile 
hinzu wirken.“ 

3. § 18 

§ 18 wird wie folgt neu gefaßt: 

. § 18 

Dieses Gesetz findet auf das im öffent- 
lichen Eigentum befindliche national wert- 
volle Kulturgut und Archiv gut keine An- 
wendung, soweit zu dessen Veräußerung 
nur oberste Bundes- oder I.andesbehörden 
befugt sind oder nach besonderen gesetz- 
lichen Vorschriften die Genehmigung einer 
auf sicht führ enden Stelle der öffentlichen 
Verwaltung erforderlich ist.” 



